
Zitierte Rechtsgrundlagen: 
 
Nachfolgend werden die wichtigsten Rechtsgrundlagen dargestellt, die für Verfahren zur 
Aufstellung, Änderung oder Aufhebung von Bauleitplänen maßgebend sind. Es werden 
Auszüge der konkreten Verfahrensvorschriften aus dem Baugesetzbuch wiedergegeben, 
damit eine Bekanntmachung in einem solchen Verfahren bzw. die Hintergründe der 
jeweiligen Veröffentlichung von Planunterlagen besser nachvollzogen werden können. 
Anhand des zitierten Absatzes der Rechtsvorschriften sind auch die Unterschiede des 
jeweiligen Beteiligungsschrittes erkennbar. 
 
Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I Seite 
3634) wurde zuletzt geändert durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23.07.2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 226), Stand 01.09.2026. 
Die vollständige Fassung des Baugesetzbuches kann im Internet abgerufen werden, eine 
geeignete Fundstelle lautet: Gesetze im Internet - Titelsuche bzw. https://www.gesetze-im-
internet.de/titelsuche.html . 
 
 
 

Auszüge 
 
... 
 

§ 2 Aufstellung der Bauleitpläne 

... 

(2) Die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden sind aufeinander abzustimmen. Dabei können 
sich Gemeinden auch auf die ihnen durch Ziele der Raumordnung zugewiesenen Funktionen 
sowie auf Auswirkungen auf ihre zentralen Versorgungsbereiche berufen. 

... 

 
 

§ 3 Beteiligung der Öffentlichkeit 

(1) Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Entwick-
lung eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. 
Auch Kinder und Jugendliche sind Teil der Öffentlichkeit im Sinne des Satzes 1. Von der Un-
terrichtung und Erörterung kann abgesehen werden, wenn 

1. ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird und sich dies auf das Plangebiet 
und die Nachbargebiete nicht oder nur unwesentlich auswirkt oder  

2. die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf anderer Grundlage erfolgt sind. 

An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das Verfahren nach Absatz 2 auch an, 
wenn die Erörterung zu einer Änderung der Planung führt.  

(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Begründung und den nach Einschätzung der 
Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die 
Dauer eines Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen ei-
nes wichtigen Grundes für die Dauer einer angemessenen längeren Frist im Internet zu 
veröffentlichen. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet nach Satz 1 sind eine oder meh-
rere andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten, etwa durch öffentlich zugängliche 
Lesegeräte oder durch eine öffentliche Auslegung der in Satz 1 genannten Unterlagen, zur 



Verfügung zu stellen. Die nach § 4 Absatz 2 Beteiligten sollen von der Veröffentlichung im 
Internet auf elektronischem Weg benachrichtigt werden. Die Internetseite oder Internet-
adresse, unter der die in Satz 1 genannten Unterlagen eingesehen werden können, die 
Dauer der Veröffentlichungsfrist sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfügbar sind, sind vor Beginn der Veröffentlichungsfrist ortsüblich bekannt 
zu machen; in der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 

1. dass Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben wer-
den können, 

2. dass Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, bei Bedarf aber auch 
auf anderem Weg abgegeben werden können, 

3. dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können und 

4. welche anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten nach Satz 2 bestehen. 

Der Inhalt der Bekanntmachung ist zusätzlich in das Internet einzustellen; die nach Satz 1 
zu veröffentlichenden Unterlagen und der Inhalt der Bekanntmachung sind über ein zentra-
les Internetportal des Landes zugänglich zu machen. Die fristgemäß abgegebenen Stellung-
nahmen sind zu prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen. Haben mehr als 50 Personen Stellung-
nahmen mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch er-
setzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis ermöglicht wird; die Stelle, 
bei der das Ergebnis der Prüfung während der Dienststunden eingesehen werden kann, ist 
ortsüblich und über das Internet bekannt zu machen. Bei der Vorlage der Bauleitpläne nach 
§ 6 oder § 10 Absatz 2 sind die nicht berücksichtigten Stellungnahmen mit einer Stellung-
nahme der Gemeinde beizufügen. 

(3) Bei Flächennutzungsplänen ist ergänzend zu dem Hinweis nach Absatz 2 Satz 4 zweiter 
Halbsatz darauf hinzuweisen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Ab-
satz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Veröf-
fentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend ma-
chen können. 

 
 

§ 4 Beteiligung der Behörden 

(1) Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch 
die Planung berührt werden kann, sind entsprechend § 3 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 zu un-
terrichten und zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 aufzufordern. Hieran schließt sich das 
Verfahren nach Absatz 2 auch an, wenn die Äußerung zu einer Änderung der Planung führt. 

(2) Die Gemeinde holt die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, zum Planentwurf 
und zur Begründung ein. Die Bereitstellung der Unterlagen sowie die Mitteilung hierüber 
sollen elektronisch erfolgen. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben 
ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzugeben, wobei jedoch die Frist zur Abgabe 
von Stellungnahmen 30 Tage nicht unterschreiten darf; die Gemeinde soll diese Frist bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes angemessen verlängern. Die Stellungnahmen sollen 
elektronisch übermittelt werden. In den Stellungnahmen sollen sich die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange auf ihren Aufgabenbereich beschränken; sie haben 
auch Aufschluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und 
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die städtebauliche 
Entwicklung und Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. Verfügen sie über 



Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdien-
lich sind, haben sie diese Informationen der Gemeinde zur Verfügung zu stellen. 

(3) Nach Abschluss des Verfahrens zur Aufstellung des Bauleitplans unterrichten die Be-
hörden die Gemeinde, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die Durchführung 
des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen 
auf die Umwelt hat. 

 
 

§ 4a Gemeinsame Vorschriften zur Beteiligung 

(1) Die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung dienen insbesondere 
der vollständigen Ermittlung und zutreffenden Bewertung der von der Planung berührten 
Belange und der Information der Öffentlichkeit. 

(2) Die Unterrichtung nach § 3 Absatz 1 kann gleichzeitig mit der Unterrichtung nach § 4 Ab-
satz 1, die Veröffentlichung im Internet nach § 3 Absatz 2 kann gleichzeitig mit der Einho-
lung der Stellungnahmen nach § 4 Absatz 2 durchgeführt werden. 

(3) Wird der Entwurf des Bauleitplans nach dem Verfahren nach § 3 Absatz 2 oder § 4 Ab-
satz 2 geändert oder ergänzt, ist er erneut nach § 3 Absatz 2 im Internet zu veröffentlichen 
und sind die Stellungnahmen erneut einzuholen, es sei denn, die Änderung oder Ergänzung 
führt offensichtlich nicht zu einer erstmaligen oder stärkeren Berührung von Belangen. Ist 
der Entwurf des Bauleitplans erneut zu veröffentlichen, ist in Bezug auf die Änderung oder 
Ergänzung und ihre möglichen Auswirkungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; 
hierauf ist in der erneuten Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 4 hinzuweisen. Die 
Dauer der Veröffentlichungsfrist im Internet und der Frist zur Stellungnahme soll ange-
messen verkürzt werden. Werden durch die Änderung oder Ergänzung des Entwurfs des 
Bauleitplans die Grundzüge der Planung nicht berührt, soll die Einholung der Stellungnah-
men auf die von der Änderung oder Ergänzung betroffene Öffentlichkeit sowie die berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beschränkt werden, es sei denn, diese 
Beschränkung führt nach Einschätzung der Gemeinde zu einer längeren Verfahrensdauer. 

... 

(5) Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeu-
tung ist. Satz 1 gilt für in der Öffentlichkeitsbeteiligung abgegebene Stellungnahmen nur, 
wenn darauf in der Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 4 zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
hingewiesen worden ist. 

... 

 

 


